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Das neue Büro: Hier wohnt DIE LINKE 

vlnr: Joachim Bischoff, Bernhard Stietz-Leipnitz, Renate Hercher-Reis, Ronald Wilken, Sandra 
Clemens, Marcus Donath, Christine Detamble-Voss, Tilman Rosenau 

Redaktionsschluss  für die Oktober-Ausgabe: 
Sonntag, 12.10.2008   
Es gilt weiter: Schreibt massenhaft! Wir freuen 
uns über alle Beiträge, die uns möglichst als .doc 
oder .rtf-Datei erreichen sollten, die sind am bes-
ten ins Layout einzubinden. Auch Bilder von Par-
teiaktivitäten werden gerne genommen! 
Die Mailadressen  sind: 
Tilman Rosenau  Tilman.Rosenau@tele2.de     
Bernhard: stietz-leipnitz@t-online.de 
Die Postanschrift  ist: B. Stietz-Leipnitz, Schmi-
linskystraße 6a, 20099 Hamburg.  
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Einladung zum Mitgliedertreffen 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
der Vorstand möchte euch zu unserem nächs-
ten Mitgliedertreffen einladen: 

Es findet am Mittwoch, den 
24.09.2008 um 19.00 Uhr  
im Fraktions- und BürgerInnenbüro in 
der Borgfelder Straße 83  statt. 

Nachdem wir uns auf unserem letzten Treffen 
– unterstützt von unserer Referentin, Karin 
Haas, vom geschäftsführenden Landesvor-
stand -  inhaltlich auf die Unterschriftenaktion 
für das Volksbegehren „Eine Schule für alle“ 
vom 19.9. bis 9.10. vorbereitet haben, soll es 
beim nächsten Mal um das Thema „Hambur-
ger Tafeln“ gehen. Unsere Bezirksvertreterin 
im Landesvorstand Beate Rau wird mit unserer 
Vorstandsfrau Renate Twardzik in das Thema 
einführen. Bitte lest den dazugehörenden Be-
schlussantrag in der letzten Mittenmang-
Ausgabe noch mal durch; Bea hat auch auf 
dem letzten Treffen zwei Infoblätter rumgege-
ben: zum einen „Die Tafeln – oder: Die kon-
zeptionelle Aushöhlung des Sozialstaates“ und 

eine Liste der Lebensmittelkonzerne die an 
den Tafeln beteiligt sind. 

Noch einmal zum letzten Treffen: 
Immerhin waren vierzig GenossInnen dabei; 
das ist ermutigend. Auch die Diskussion hat 
eine Reihe wichtiger Aspekte hervorgebracht. 
Ich fand den Filmbeitrag gut, gut aber auch, 
wie einige Genossen die versteckten Stoßrich-
tungen in den skandinavischen Ländern auf-
deckten. Besonders positiv fand ich die reich-
haltigen Argumentationspunkte, die Karin 
genannt hat. Da merkte man, hier geht es nicht 
um Agitation oder irgendeine Kampagne. Hier 
geht es um ein gesellschaftlich fortschrittliches 
Konzept: länger gemeinsam lernen – ohne 
Ausgrenzung! 

Mittlerweile haben sich auch die Verantwortli-
chen in Mitte getroffen, um die Unterschriften-
sammlung und die Werbung dafür zu organi-
sieren. Bitte fragt bei Babette Haß (040 500 
900 67) oder Matthias Herm (0160 - 3864445) 
nach, wenn ihr für einen Erfolg der Initiative 
mitkämpfen wollt.   Tilman Rosenau 

 

 

Positive Überraschung:  
Fast hundert Menschen wollten mit uns feiern 
An die hundert BesucherInnen bei der Büroer-
öffnung des Bürgerschaftsabgeordneten für 
den Wahlkreis 1 Joachim Bischoff und der 
Bezirksfraktion Mitte. Das sind doppelt so vie-
le, wie die meisten Verantwortlichen geglaubt 
bzw. gehofft hatten. Schön zu sehen, dass die 
Wahl des Standortes offenbar gut war. Viele 
neue Gesichter, aber auch persönlich vorge-
tragene Glückwünsche aus der Bürgerschafts-
fraktion und anderen Bezirken haben wir gerne 
registriert.  
Vorausgegangen waren anstrengende und 
zum Teil – jedenfalls gegen Ende – hektische 
Wochen, während denen aus einem ehemali-
gen Imbiss zwei vorzeigbare Büros und ein 
teilbarer Raum mit Blickkontakt zur Straße 
entstanden sind. Es sei auch hier noch mal 
den vielen HelferInnen gedankt, die die Eröff-
nung am 24. August ermöglicht haben. 
Ab 10 Uhr trafen sich die „Hausherren“, ab 11 
Uhr kamen die Gäste. 
Aus Wilhelmsburg waren mit Renate Hercher 
leckere portugiesische Vorspeisen angereist, 
die Bürokollegen Michael Joho (Mitarbeiter von 

Joachim Bischoff) und Tilman Rosenau hatten 
Getränke – auch Rotkäppchen trocken!- be-
schafft. So war ein reges Beisammensein in 
ständig wechselnder Besetzung möglich, das 
erst gegen 15:30 Uhr ausklang. 
Und jetzt wohnt die LINKE zumindest zeitweilig 
dort: 
Die erste BürgerInnensprechstunde unseres 
Bürgerschaftsabgeordneten Joachim Bischoff 
war bereits am Donnerstag, dem 28. August. 
Joachim wird regelmäßig donnerstags von 16 
bis 18 Uhr den Kontakt zu den Menschen im 
Wahlkreis suchen.  
Die Sprechstunden der Bezirksabgeordneten – 
die abwechselnd, jeweils dienstags zwischen 
16.00 und 18.00 Uhr dort sein werden, spielen 
vor allem für die kommunale Verankerung eine 
wichtige Rolle. 
Alle interessierten Genossinnen sind herzlich 
eingeladen, sich selbst ein Bild von unseren 
Räumen zu machen – und selbstverständlich 
wird auch die Partei diese Räume nutzen kön-
nen. 

Bernhard/Tilman 
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Bekannte und nicht so Bekannte vor dem Büro am 24. August 

Marcus Donath zur Büroeröffnung am 24.8. (Auszug): 
... „Was ist an diesem Ereignis nun so denk-
würdig, dass uns ein Teil des Volkes dahin 
gebracht hat, wo wir heute stehen.  ... als ei-
nen Teil der Gesellschaft, der seine Existenz-
berechtigung speist aus den Ungerechtigkeiten 
denen sich ein stetig wachsender Teil unserer 
Gesellschaft durch den Neoliberalismus aus-
geliefert sieht. Diese Menschen hatten bisher 
keine Stimme, die in ihrem Sinne in den Par-
lamenten intervenierte. Deshalb sind wir hier 
und ich hoffe, dass dieses Büro zu einem offe-
nen Raum für all diejenigen wird, die sich kon-
struktiv an der Transformation unserer Gesell-
schaft beteiligen wollen. Ein Raum des Dis-
kurses, der realpolitische Auseinandersetzun-
gen und Platz für Visionen schafft, in dem 
daran gearbeitet wird, dass eine andere Welt 
möglich wird. Interpretiert haben wir die Welt 
genügend, es kommt darauf an, sie zu verän-
dern. 

Mit Gramscis Ansatz, dass der offene Raum 
besetzt werden möge mit Inhalten im Interesse 
des Ganzen Volkes, wird unsere Aufgabe dar-
in bestehen, den Protest und die Belange auf 
kommunaler Ebene in die Parlamente zu tra-
gen. Und wesentliche Grundlage dieses Gelin-
gens ist der rege Austausch mit der Basis, die 
zur wesentlichen Kontrolle des Volkes über 

ihre Vertreter werden sollte. Wir müssen be-
wirken, dass die gezielte, radikale Gestaltung 
gesellschaftlicher Verhältnisse durch die 
Gesellschaft selber wieder „in den Mittelpunkt 
der Politik rückt. ...die Tür zu einer wahrhaft 
demokratischen Zukunft sich nur öffnen lässt, 
wenn man bereit ist, die Konfrontation mit den 
Profiteuren und Nutznießern der Gegenwart zu 
riskieren. 

Um die Bevölkerungsmehrheit zu gewinnen für 
ein postkapitalistisches Projekt, müssen wir sie 
ideologisch davon überzeugen, dass der Kapi-
talismus kein unabwendbares Schicksal ist.“ 
Im Gegenteil: Er ist die Legitimation „und die 
Perspektive tiefgreifender Veränderungen. 
Denn nur durch die Überwindung der herr-
schende Eigentumsordnung kann das demo-
kratische Ideal der gleichberechtigten Teil-
nahme aller Bürger an den wichtigen 
gesellschaftlichen Entscheidungen verwirklicht 
werden.“ 

Mit der Bildung unserer Partei ist eine neue 
Perspektive geschaffen worden. „Nutzen wir 
diese historische Chance, die Menschen da-
von zu überzeugen, dass wir in ihrem Interes-
se handeln und nicht den Weg beschreiten, 
dass uns morgen unser Geschwätz von ges-
tern nicht mehr interessiert.“ 
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Vorstellung von Yusuf Uzundag - Jugendhilfeausschus s  
Nun hat der Jugendhilfeausschuss bereits zum 
dritten Mal getagt und man weiß immer noch 
nicht, ob der Antrag für meine Benennung (von 
Marcus bereits zweimal eingereicht) auch wirk-
lich in der Behörde angekommen ist. Auf 
Nachfrage per Mail - Funkstille. Na ja, wird 
schon.  

Nun zu meinen kurzen Einblicken. In der ers-
ten Sitzung ging es im Wesentlichen um das 
Sonnenland, das von der CDU auf die Tages-
ordnung gesetzt wurde. Marcus schien etwas 
überrascht, schusterte aber eine brauchbare 
Rede zusammen. Er forderte, dass die Fach-
lichkeit und das Handeln im Interesse der Ju-
gendlichen doch im Vordergrund zu stehen 
habe und nicht parteipolitisches Gezänk. Auf 
zwei weitere Aufforderungen und Wortbeiträge 
von Marcus, mit dem Ziel eines inhaltlich di-
daktischen Austausches zwischen dem Son-
nenland und den Fraktionen sowie einer 
schnellstmöglichen Beseitigung des unhaltba-
ren Zustandes wurde nicht eingegangen. Herr 
Kahrs erwiderte nur kurz zynisch, dass das 
Geld nicht verloren sei. Dass eine Haushalts-
sanierung auf dem Rücken der Ärmsten zu-
tiefst unmoralisch und verwerflich ist, schien 
ihn dabei gar nicht in den Sinn zu kommen, 
auch diese Erwiderung blieb ohne Antwort.  

In der zweiten Sitzung ging es im Wesentli-
chen um das neue 9 Säulenmodell zur Ge-
waltprävention, dass von dem Behördenvertre-
ter vorgestellt wurde. Trotz vieler positiver 
Ansätze, verwies dann im Diskurs als einziger 
Marcus, könne er eine Prävention nur schwer 
ausmachen, da fast alle Säulen Symptombe-
kämpfungselemente beinhalten, jedoch nicht 
die Ursache der Gewalt hinterfragen; denn das 
sei in der Regel Armut und Perspektivlosigkeit, 
da werde es jedoch wohl keinen Wandel ge-
ben. Auf die Nachfrage von Marcus nach der 
Bemessungsgrundlage der Mitarbeiter-
Schlüssel auf die verschiedenen Stadtteile, 
antwortete die Behördenvertreterin, dass Mitte 
2 Personen erhalten habe, obwohl rein statis-
tisch nur 1,8 zugestanden hätten. Die etwas 
zynische Bemerkung darauf von Marcus, dass 
dann ja Blankenese und Eppendorf auf Grund 
der immensen Kriminalitätsstatistik/Gewalt-
vorfälle besonders gut ausgestattet seien und 
Mitte mit 80% höherem Gewaltanteil immerhin 
0,1% mehr Personal habe. Eine Erwiderung 

hierauf gab es auch nicht. Danach wurde der 
anstehende Besuch des HDJ Manshardtstraße 
besprochen; da es dort zu propagandistischer 
Ausschlachtung eines dort benutzten Video-
spiels durch die CDU gekommen war und dar-
über vor Ort gesprochen werden sollte.  

Auf diesem Besuch kam es zu heftigen Dis-
kussion darüber, was in einem HdJ erlaubt 
sein sollte und was nicht. Die Scheinheiligkeit 
der CDU Argumente Gewaltverherrlichung und 
-beförderung etc. wurde von fast allen Anwe-
senden erkannt und als bloße Propaganda 
bezeichnet. Auch hier verwies Marcus den 
CDU Abgeordneten auf neue Veröffentlichun-
gen und pädagogische Schriften, die man le-
sen sollte, bevor man sich auf einen Diskurs 
einlässt, von dem man keine Ahnung hat. An 
beide Parteien richtete er die Aussage, dass 
sie mit ihrer Politik verantwortlich sind, wenn 
Kinder, denen kein Erfolgserlebnis vergönnt ist 
und sie ständig zum Scheitern verurteilt sind 
(Schule/Ausbildung/Beruf/etc.), ihre Befriedi-
gung und die Kompensation ihres erlebten 
Minderwertigkeitskomplexes dort suchen, wo 
sie Sieger sein können. Heftigster Beifall aus 
dem Auditorium. Getoppt wurde es dann noch 
von Herrn Kahrs, der berichtete, dass Ham-
burg Mitte entweder ca. 200.000,- Euro ein-
sparen müsse oder sogar 350.000,- Euro; 
wenn der Stadtteilausgleich berücksichtigt 
werde. Er beklagte sich gleichzeitig, dass viel 
Prävention für kleine Kinder stattfände, für die 
Jugendlichen dann aber kaum Raum da sei. 
Marcus meinte, dass sich doch hier die Katze 
in den Schwanz beißen würde. Marcus bat in 
Zukunft um Aufnahme seiner Beiträge in das 
Protokoll; da dies bisher nicht geschehen sei. 
Im Anschluss entstand ein reges Gespräch vor 
den Versammlungsräumen, wobei viele auf 
uns zukamen um unsere Ansichten zu bestäti-
gen.  

In der Hoffnung, nun irgendwann auch offiziell 
benannt zu werden, würde ich gerne für unse-
re Partei den Auftrag im JHA mitzuwirken ü-
bernehmen, da die Jugendpolitik eines der 
wichtigsten Aufgabenfelder für die Gestaltung 
unserer Zukunft darstellt. 

Liebe Grüße 

Yusuf Uzundag 
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Nur ein Kommunikationsproblem? 
Eine Nachbetrachtung zur Besetzung des Jugendhilfea usschusses durch die 
Bezirksfraktion Hamburg-Mitte :  

Eine kleine Chronologie 

Vor dem Einzug unserer Partei in die Bezirks-
versammlung bestand auf der Bezirksmitglie-
derversammlung (BMV) am 06.02.08 ein 
weitgehender Konsens, dass die Partei an per-
sonellen Fragen zu beteiligen sei. Auf dieser 
Sitzung zeichnete sich aber auch schon ab, 
dass der Jugendhilfeausschuss (JHA) als ein 
Ausschuss mit Entscheidungsbefugnis äußerst 
begehrt sein wird.  

Nach dem Einzug in die Parlamente zeigt sich 
dann recht zügig, dass eine Beteiligung der 
Partei nur nominell durch die Bezirksfraktion 
akzeptiert wird. Es wurden auf unterschied-
lichen Parteisitzungen Listen für die Aus-
schussbesetzungen verbreitet, die sich 
dadurch auszeichneten, dass immer wieder 
bestimmte Menschen in den neueren 
Fassungen der Liste nicht berücksichtigt 
wurden. Auf Nachfragen aus der Mitgliedschaft 
wurde dies als Versehen dargestellt. Wie sich 
später herausstellte, war zu dieser Zeit in der 
Fraktion aber schon der Beschluss gefasst 
worden, Uwe „Carlo“ Carstens nicht in den 
JHA zu entsenden.  

Abschließend, zumindest aus Sicht einer 
Parteibeteiligung, wurde auf einer BMV am 
14.05.08 die Besetzung des JHA diskutiert. Es 
bestand ein breiter Konsens, dass das Son-
nenland ein relevantes Thema in der Aus-
schussarbeit sein werde und mit der Aus-
schussbesetzung ein sichtbares politisches 
Zeichen zugunsten des Stadtteilprojektes 
gesetzt werden solle. In einer abschließenden 
Abstimmung sprach sich die BMV mit 14-4-4 
Stimmen für Carlos Entsendung in den JHA 
aus.  

Auf der Fraktionssitzung am 19.05.08 trafen 
dann die anwesenden Fraktionsmitglieder 
erneut die Entscheidung, „Hr. Carstens“ 
(Formulierung der Fraktionsleitung in ihrer 
Verlautbarung vom 20.05.08) nicht für den 
JHA zu nominieren. Auch ein selbst ernannter 
„Vertreter der Basis“ in der Fraktion (bis dahin 
tat dieses Fraktionsmitglied auf jeder 
Parteisitzung kund, es würde alle Beschlüsse 
der Basis in der Fraktion umsetzen) hatte 
diesem Vorgehen nichts entgegenzusetzen.  

Am 21.05.08 kam es hierzu auf einer 
Bezirksvorstandssitzung zu einer Aussprache 
mit einem Mitglied der Fraktionsleitung, das 

darüber informierte, dass die Bezirksfraktion 
schon sechs Wochen zuvor den einmütigen 
Beschluss gefasst hatte, Carlo auf keinen Fall 
in den JHA zu entsenden. Von Seiten der 
Bezirksfraktion sei leider versäumt worden, 
dies der Basis auf den diversen 
Mitgliederversammlungen zu dem Thema 
mitzuteilen. Das Mitglied der Fraktionsleitung 
bezeichnete dies als Kommunikationsproblem.  

Eine Begründung, warum Carlo nicht nominiert 
wurde, ist bis heute nicht erfolgt – abgesehen 
von den vorgeschobenen Gründen in der Mail 
vom 20.05.08, einem anderen, zuvor un-
bekannten Kandidaten sei der Vorzug einge-
räumt worden, weil dieser einen Migrations-
hintergrund habe und mehrsprachig sei.  

Versuch einer Bewertung 

Der Verweis auf „Kommunikationsprobleme“ in 
der politischen Arbeit ist ja nichts Außer-
gewöhnliches. Wir erleben dies immer wieder, 
wenn „die da Oben“ etwas vorhaben, was „uns 
da Unten“ nicht gefällt, wir uns dann wehren 
und das Ganze dann als „Kommunikations-
problem“ (der Kommunikationsprozess war 
nicht erfolgreich) dargestellt wird. Sprich, „die 
da Unten“ wissen eigentlich nicht, was gut für 
sie ist und es hapert nur an einer erfolgreichen 
Kommunikation. So werden auf manipulative 
Weise die Verschiedenheiten von Interessen 
verschleiert.  

Im konkreten Fall war aber nicht ein 
Kommunikationsprozess nicht erfolgreich, 
sondern er hat überhaupt nicht stattgefunden. 
Die Fraktion hat eine Entscheidung getroffen 
und über Wochen dies für sich behalten. In der 
Zwischenzeit diskutierte die Partei die Frage 
auf diversen Sitzungen und die anwesenden 
FraktionsvertreterInnen schwiegen sich aus 
bzw. stellten entsprechende Nachfragen zu 
ihren vorgelegten Ausschusslisten als ein 
Versehen ihrerseits dar.  

Hier wurde also bewusst das oberste Gremium 
in unserem Bezirksverband – die Bezirks-
mitgliedersammlung – durch die Fraktionsmit-
glieder über sechs Wochen getäuscht und an 
der Nase herumgeführt! Denn so etwas kann 
zumindest über einen solch langen Zeitraum 
und durch sechs Menschen gemeinsam nicht 
unbeabsichtigt erfolgen.  
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Dass hierbei auch von Seiten der Fraktion 
ziemlich fahrlässig mit den persönlichen 
Zeitkontingenten der einzelnen Mitglieder – die 
in der Annahme, es gehe um einen demokra-
tischen Beteiligungsprozess, nicht unwesent-
liche Zeit mit dieser Frage verbracht haben – 
umgegangen wurde, sei dann auch mal 
erwähnt.  

Was die Mitglieder der Fraktion aber zu solch 
einem Vorgehen bewogen hat, bleibt bis dato 
im Dunkeln. Hier mögen durchaus unter-
schiedliche Motivationen und Interessen eine 
Rolle gespielt haben, die in Einzelgesprächen 
versucht wurden zu kommunizieren. Eine 
parteiöffentliche Diskussion (BMV) erfolgte 
aber nicht.  

Um es auch noch einmal klar zu benennen: Es 
geht nicht darum, dass die Fraktion 
automatisch alle Beschlüsse der Partei eins-
zu-eins umzusetzen hat. Die Fraktionsmit-
glieder haben aber die Verpflichtung, innerhalb 
des Willensbildungsprozesses darauf hinzu-
weisen, wenn sie die Position der Partei für 
falsch halten und was ihres Erachtens falsch 
daran ist. Nur beobachtend daneben zu sitzen 
und dann das zu tun, was man in eigener 
Größe für richtig hält, kann durchaus, wie 
schon durch Enno Drewes im „Mittenmang“ 
vom Juni 2008 geschehen, als verschrobenes 
Demokratieverständnis gewertet werden.  

Andererseits sehen wir auch klar, dass unsere 
Fraktion noch in der Aufbauphase ist und halt 
Fehler macht, was uns wohl allen passieren 
würde – wenn dies vielleicht auch ganz andere 
Fehler wären.  

Schlussbemerkungen und Folgerungen für 
unsere weitere Arbeit 

Bernhard Stietz-Leipnitz hat unseres Erach-
tens richtigerweise im gleichen „Mittenmang“ 
festgestellt: „Wenn wir in diesem verrecht-
lichten und bürokratischen Umfeld Bezirks-
verwaltung etwas erreichen wollen, dann sind 
wir gemeinsam darauf angewiesen, einander 
optimal zu informieren und vor allem Schwer-
punkte zu setzen.“ Leider hat das konkrete 
Handeln der Fraktion bisher wenig mit dieser 
Erkenntnis zu tun.  

Ausgehend von Ennos Forderung „In diesem 
Sinne erwarte ich von der Fraktion eine 
Stellungnahme!“ wären nun endlich mal alle 
Fakten, also auch die persönlichen 
Motivationen und Interessen der einzelnen 
Fraktionsmitglieder, parteiöffentlich zu machen 
und zu diskutieren.  

Auch eine Diskussion über unsere unter-
schiedlichen Demokratieverständnisse wie 
auch über das Verhältnis von Partei und 
Fraktion hielten wir in unserem Bezirksverband 
für sinnvoll.  

Denn so zu tun, als ob nichts geschehen wäre 
und wieder zur Tagesordnung überzugehen, 
wird dieses Problem nicht lösen und uns bei 
jeder Gelegenheit wieder auf die Füße fallen. 
Oder wie Bernhard weiter in seinem Beitrag 
formulierte: „Wenn wir die Arbeit im Parlament 
nicht intensiv vernetzen und auf viele 
Menschen verteilen, die gut miteinander 
kommunizieren, dann gehen wir unter bzw. 
bleiben eine Randerscheinung.“  

Carlo steht für den JHA nicht mehr zur 
Verfügung. Es geht uns also mit dieser 
Stellungnahme nicht darum, den Genossen 
doch noch durchzusetzen.  

Außerdem ist vom dem ganzen Vorgang 
unberührt das persönliche Verhalten 
verschiedener Fraktionsmitglieder zu sehen: 
Einerseits wurden GenossInnen, die für eine 
demokratische Beteiligung der Partei eintreten, 
in einer Mail als „reaktionäre Kräfte“ (analog zu 
Harzburger Front, Stahlhelm und ähnliches 
faschistisches Gesocks) tituliert. Andererseits 
wurde nach der BMV – in Kenntnis der 
eigenen Beschlusslage, dass Carlo von der 
Fraktion nicht nominiert wurde – von einem 
anwesenden Fraktionsmitglied die Aussage 
getroffen, dass Carlo nun halt in den JHA 
entsandt werde, bevor dieselbe Person das 
Bemühen intensivierte, eineN andereN 
VertreterIn zu finden und durchzusetzen. 
Insbesondere solche Diktionen und Hand-
lungen zeigen uns, dass die Auseinander-
setzungen nicht Folge eines Kommunika-
tionsproblems, sondern Folge persönlicher 
Animositäten und unterschiedlicher Auffassun-
gen zu politischen Vorgehensweisen waren 
und sind.  

Diese gilt es mit den Bezirksmitgliedern, die 
diesbezüglich noch Informations- und 
Gesprächsbedarf haben, zu kommunizieren. 

Beate Rau, Dirk Prösdorf, Enno Drewes, Mar-
kus Schneider-Johnen, Uwe „Carlo“ Carstens 

Anmerkung:  
Der Vorstand hat sich inzwischen mit dieser Aus-
einandersetzung beschäftigt und verschiedene 
Beschlüsse dazu gefasst, die hoffentlich unter dem 
Strich nicht nur zur Klärung des Sachverhalts, son-
dern vor allem zur Bereinigung der teilweise sehr 
persönlichen Angriffe beitragen, zu denen es in 
diesem Zusammenhang leider gekommen ist. 

Bernhard 
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Rente in St. Georg !? 
Die Stadtteilgruppe St. Georg hat mit dem 
planmäßigen Abarbeiten ihres selbstgestrick-
ten Programms begonnen und am 20. August 
mit Berno Schuckarts Vortrag über die Rente 
inhaltlich vorausgegriffen, steht doch dies 
Thema im Landesverband derzeit noch hinter 
der „Eine Schule für alle“- Kampagne zurück. 
Da aber alle Themen der nächsten Zeit von 
der Gruppe auch auf ihre Verwertbarkeit für 
die in den Untergliederungen beginnende Pro-
grammdiskussion abgeklopft werden, war das 
ein guter Aufschlag – wie man heute neu-
deutsch sagt – in das im Wahljahr 2009 „spiel-
entscheidende(?)“Generationenthema.  

Diskutiert haben wir untereinander, ob es mit 
dem Erhalt bzw. der Wiedereinführung der an 

die Lohnentwicklung gekoppelten Rente wirk-
lich sein Bewenden haben darf, wenn DIE 
LINKE sich zum Thema äußert. Die Absiche-
rung im Alter nicht nur gegen Armut, sondern 
im Sinne der „guten, alten“ Lebensstandardsi-
cherung müsste u. M. eine auch Maschinen-
steuer genannte Abgabe derjenigen Betriebe 
in die Sozialkassen bringen, die mit ver-
gleichsweise wenig Menschen hohe Erträge 
erwirtschaften. Rente ist ein Thema, welches 
viele Facetten hat, wie wir bemerkten. Wir ste-
hen erst am Beginn der Beschäftigung, das 
wurde uns deutlich. 

Volker Honold 

 

Bau und Stadtentwicklung – ein Kapitel für sich 
Seit etwa einem halben Jahr haben wir das 
Vergnügen, an den Sitzungen des Bau- und 
des Stadtplanungsausschusses teilnehmen zu 
dürfen. Zugegebenermaßen blicken wir noch 
nicht überall durch und kennen auch nicht je-
den Winkel des Bezirks. Aber was in diesen 
Ausschüssen passiert, ist schon etwas be-
fremdlich. 

Nachfragen von uns werden grundsätzlich von 
den anderen Parteien, insbesondere dem 
GAL-Fraktionsvorsitzenden, so behandelt, als 
müssten wir die Antworten kraft eigener Was-
sersuppe kennen. Im Zweifel gehören die von 
uns nachgefragten Aspekte nicht in den betref-
fenden Ausschuss oder tun nichts zur Sache. 
Die anderen Fraktionen schweigen zustim-
mend. Was bleibt, ist der Eindruck, dass der 
scheinbar flapsige Spruch von Herrn Dr. Os-
terburg “Wir wollen Euch nicht dabei haben“ 
nicht nur ein Spruch ist, sondern bitterer Ernst. 

Und das nicht etwa nur, weil der Herr uns nicht 
mag, sondern weil es in der Tat eine größere 
Nähe zwischen Investoren und einigen Partei-
vertreterInnen gibt, als diese je zugeben wür-
den. Mit der von uns angestrebten Transpa-
renz hat das jedenfalls nicht viel zu tun und mit 
Bürgernähe schon gar nicht. 

In der nächsten Zeit stehen nach den von uns 
abgelehnten „Wallhöfen“ in der Neustadt eini-
ge weitere Großprojekte im Bereich der inne-
ren Stadt zur Entscheidung an: Das „Gänge-
viertel“ am Valentinskamp, wo nun doch ein 
niederländischer Investor zum Zuge kommen 

soll, die „Tanzenden Türme“ am Eingang der 
Reeperbahn, wo der Baukonzern 
Züblin/Strabag ausschließlich Büros bauen will 
und die Neubebauung der sog. „SPIEGEL-
Insel“ (Dovenfleet/Brandstwiete/Ludwig-
Erhard-Straße). In jedem Fall wird es Abstim-
mungsgespräche geben, zu denen wir einge-
laden sind. Da wird dann auch schon mal 
schüchtern nach etwas Wohnungsbau gefragt. 
Es besteht aber schon jetzt der Eindruck, dass 
Entscheidungen nicht dort, sondern in ganz 
anderen Zirkeln und dann ohne uns getroffen 
werden. 

Warum erzähle ich Euch das? Wir brauchen 
dringend einen Arbeitskreis mit entsprechend 
interessierten Menschen aus dem Bezirk, der 
Bezirksfraktion und möglichst auch der Bür-
gerschaftsfraktion, der diese Themen intensi-
ver und grundsätzlicher behandelt und eine 
Strategie für den Umgang mit den Ausgren-
zungsbestrebungen der „Regierungsfraktio-
nen“ entwickelt. Am Ende der Reise wird es 
nicht reichen, immer stramm dagegen gewe-
sen zu sein und ansonsten zu beklagen, dass 
man uns ja nichts erzählt hat. Wir müssen in 
den Fragen einer Stadtentwicklung für die 
Menschen anstatt für die Profitmaximierung 
dringend in die Offensive kommen. 

Interessierte aus dem Bezirk können sich ger-
ne bei mir melden: 
Bernhard Stietz-Leipnitz, 24 57 40,  
Mail: stietz-leipnitz@t-online.de 
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Schriftliche Auswertung der Mitgliederbefragung, Te il 1 
Von den ca. 220 Mitgliedern haben sich 53 an 
der Umfrage beteiligt. Dies sind 24.1%! Dieses 
Ergebnis wäre als Wahlergebnis für unsere 
Partei eine sehr gute Hausnummer. 
Als Ergebnis für die Beteiligung muss man es 
aber eher bescheiden nennen. 
Man kann leider nur spekulieren, warum sich 
viele Freunde nicht an der Umfrage beteiligt 
haben. 
Meine Betrachtungen hierzu erheben nicht den 
Anspruch der absoluten Wahrheit, aber Sie 
sind tendenziell aus den ergänzenden Bemer-
kungen einiger Freunde, die sich an der Um-
frage beteiligt haben, herauszulesen. 
Es ist immer mal wieder Unmut zu spüren, auf 
den ich später noch mal eingehen möchte. 
Meine persönliche Meinung ist, dass diese 
Umfrage nicht gut vorbereitet worden ist, das 
heißt, dass wir die Freunde nicht mitgenom-
men haben. 
Es kann deshalb sein, dass eine gut gemeinte 
Initiative einfach verpufft. 
Mein erster Impuls war, dass ich dachte, nun 
fangen auch die Linken schon an, Daten zu 
sammeln. Diesen Impuls habe ich dann aller-
dings verworfen, weil es eine sinnvolle Sache 
sein kann. Man kann allerdings eine gewisse 
Diskrepanz zwischen so genannter Basis und 

den leitenden Funktionen spüren, die ich aber 
nicht überbewerten will und die ich für sehr 
normal halte. 
Nehmen wir die Nichtbeteiligung als kritische 
Mündigkeit. 
Die Bereitschaft Mitgliedsbeiträge zu zahlen, 
ist mit 84.9% erfreulich hoch. Eine Erhöhung 
des Mitgliedsbeitrags können sich aber nur 
wenige Freunde vorstellen. Einige weisen auf 
ihre prekäre finanzielle Situation hin (Hartz IV, 
Rente usw.). 
Auch bei der Spendenbereitschaft liegen wir 
mit 28.3% nicht schlecht, wobei wir uns auch 
hier über kritische Mitglieder freuen können, 
denn viele wollen nur dann spenden, wenn es 
für sie auch ausgewiesen und sinnvoll ist. 
Die Mitgliederzeitschrift Disput haben nur 5 
Mitglieder abonniert und viele scheinen die 
Zeitung gar nicht zu kennen. Dies geht mir 
persönlich auch so. 
Hier wollen wir nicht rum reden, denn das ist 
ein Armutszeugnis!!! Da läuft wohl etwas 
schief. 
Dass 20.8% das Mittenmang nicht erhalten 
geht in eine ähnliche Richtung. 
Weitere Auswertung folgt 

Uwe Böhm  

Auswertung der politischen Interessen an Hand vorge gebener Themenbereiche  
         
ausgefüllte Fragebögen insgesamt 53       
Die Rubrik politische Interessen haben 52 Freunde ausgefüllt!  Das sind ca.98%  
         

Auswertung der Themenbereiche 
mehrfaches Ankreuzen war möglich und 
wurde auch genutzt 

 

    
  absolut Rang 

Wirtschaft   24 3 
Verkehr   18 7 
Umwelt   29 2 

Gesundheit   19 5 
Jugendpolitik   12 12 
Frieden   18 7 
Soziales   39 1 
Kultur   15 10 
Familie   6 17 

Geschlechter 4 19 
Seniorenpolitik 12 12 
Antifaschismus 23 4 

Finanzen   14 11 
Medien   12 12 
Bildung   19 5 

Frauenpolitik   5 18 
Migration   10 16 

Internationalismus 17 9 
Sonstiges   11 15 
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Themenkomplex persönliche Interessen und politische  Fragen. 
Von 53 Mitgliedern, die den Fragebogen be-
antwortet haben, haben 37 Freunde zu ihrem 
politischen Engagement Stellung genommen. 
Dies sind ca.70%. 
Die Priorität des politischen Engagements liegt 
auf der Arbeit in unserer Partei und zwar in 
den unterschiedlichsten Bereichen. Dieser 
Aspekt Partei wurde 28-mal angekreuzt und 
auch differenziert ausformuliert. 

Der Punkt Gewerkschaft wurde 14-mal ange-
kreuzt, wobei einige Freunde darauf hingewie-
sen haben, dass sie nur Mitglied einer Ge-
werkschaft sind. 
13 Mitglieder arbeiten in anderen Organisatio-
nen unterschiedlichster Ausrichtung mit. 
Sehr gefreut habe ich mich darüber, dass 19 
Freunde in den unterschiedlichsten Initiativen 
mitarbeiten, wobei es auch beim Aspekt Sons-
tiges eine Nähe zu Initiativen gibt. 
Diesen Bereich sollten wir uns einmal näher 
anschauen, um auch die Qualität dieser Arbeit 
für die Partei nutzen zu können, weil ich hierin 
einen Ansatz sehe, unsere politischen Vorstel-
lungen in diese Arbeit mit ein zu bringen.  
Hier empfehle ich eine genauere Analyse und 
Koordination. 
Man sollte diese Freunde noch einmal konsul-
tieren, um uns über ihre Arbeit in den Initiati-
ven zu informieren, aber auch um eventuell 
Hilfestellung und Unterstützung anzubieten. 

Beim Komplex politische Interessen ist es wohl 
nicht überraschend, dass das Thema Soziales 
mit Abstand den höchsten Stellenwert hat. 
Nun möchte ich nicht die ganzen Daten wie-
derkäuen, die man der Tabelle entnehmen 
kann, aber ich möchte auf Themen hinweisen, 
die interessenstechnisch ziemlich brachliegen 
und darüber sollten wir uns ernsthaft Gedan-
ken machen, denn die Themen Geschlechter, 
Familie und Frauen liegen weit abgeschlagen 
hinten an. 
Dies halte ich nicht für gut und darüber wird zu 
reden sein, um Gründe für dieses Phänomen 
zu erkennen, ohne natürlich unseren Mitglie-

dern Interessen auf zu drücken, die sie nicht 
haben, aber vielleicht haben sollten. 
Dass das Thema Umwelt ganz weit oben auf 
der Rangliste steht, ist erfreulich, denn ich 
glaube, dass die Partei bei diesem Thema 
noch Defizite hat. Hier wären politische Impul-
se, die sich aus der Befragung ableiten lassen, 
möglich. 

Es fehlt ein Komplex, den wir noch liefern wer-
den, denn viele Freunde haben die Umfrage 
auch dazu genutzt, ihrem Unmut Luft zu ma-
chen, was gut und wichtig ist und was nicht 
unter den Tisch gekehrt werden soll. 

Vorab möchte ich aber einer Tendenz entge-
gen wirken, die mir wichtig ist. Es geht um den 
Umgang untereinander. Hier müssen wir auf-
passen, dass sich Enttäuschungen mit der 
Partei, aber auch persönliches Schicksal be-
dingt durch unser politisches System in 
Deutschland nicht zur Verbitterung ausweiten. 
Der Satz: Behandele andere Menschen so, 
wie du auch selber behandelt werden möch-
test, sollte ein Leitfaden im Umgang unterein-
ander werden. Hier sollten wir im Kleinen an-
fangen und diese Maxime in die ganze Partei 
tragen, weil ich glaube, dass wir in dieser Ge-
sellschaft nur etwas verändern können, wenn 
wir uns auch im Umgang miteinander verän-
dern. 
Kritik ist mir sehr wichtig, aber manche Zeilen, 
die ich gelesen habe, haben mich traurig ge-
stimmt. 

Aus einigen Zuschriften heraus möchte ich 
auf ein Thema aufmerksam machen, das 
nicht untergehen darf. Wie können wir 
Freunde mit gesundheitlichen Problemen 
und Behinderung in unsere Arbeit mit ein-
beziehen und wie organisieren wir den re-
gelmäßigen Kontakt zu ihnen?  

Also ein Teil der Auswertung wird euch noch 
beim nächsten Mal erreichen. 

Bis dann, Uwe Böhm 

IGS / IBA: 
Ist die Vernichtung von Wilhelmsburger Kleingärten "nachhaltig"?  
Für die Realisierung der IGS und IBA in Wil-
helmsburg sollen nach dem Willen der ausfüh-
renden Stadtplaner ca. 200 Kleingärtner ihre 
Gärten verlieren. Die Planer werben gleichzei-
tig damit, eine angeblich "nachhaltige" Garten-
schau zu veranstalten, u.a. im Zusammenhang 
mit einer weiteren möglichen Olympiabewer-
bung Hamburgs. 

Die betroffenen Kleingärtner haben jedoch 
kein Verständnis für dieses Konzept angebli-
cher "Nachhaltigkeit" - sie wollen ihre Gärten 
behalten. Gründe hierfür gibt es genug. Klein-
gärten erfüllen in unserer Stadt verschiedenste 
soziale, ökologische und städtebauliche Funk-
tionen und tragen damit erheblich zu einer 
lebenswerten Stadt bei. 
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Ist ein Konzept, das Grün mit z. T. natur- und 
artenschutzrechtlich besonders wertvollen Be-
ständen vernichtet (neben Kleingärten sind 
auch bestehende Grünflächen von den Pla-
nungen betroffen), um dann wieder neu ent-
worfene Park- und Bauflächen anzulegen, 
umweltfreundlich, sozialverträglich und ökolo-
gisch nachhaltig? Wir sagen: nein! 

Viele Kleingärtner werden ihre bevorstehende 
Kündigung nicht widerspruchslos hinnehmen. 
Sie werden dagegen den Rechtsweg einschla-
gen und um ihre Gärten kämpfen. Darüber 
hinaus sollen zur Erstellung der IGS- und IBA-
Flächen auch 1 €-Arbeitskräfte eingesetzt 
werden.     1 €-Jobs sind jedoch keinesfalls 
"nachhaltig", sondern asozial! 

Lebensstätten oder Standorte zur Kapital-
verwertung? 

Ökosoziale Nachhaltigkeit und Stadtplanung in 
Wilhelmsburg 

Unter dem Leitbild der "Wachsenden Stadt" 
hat der Hamburger Senat in den vergangenen 
Jahren eine Ausrichtung der Stadtpolitik vor-
nehmlich auf Interessen von Kapitalverwertung  
betrieben, die sich auch in stadtplanerischen 
Vorgängen und Vorhaben niederschlug. IGS 
und IBA passen sich ein in weitere Vorhaben 
und Konzepte der "Aufschickung" Wilhelms-
burger Quartiere, die sich schließlich in finan-
ziellen Renditen usw. niederschlagen sollen 
und gegen soziale Interessen Betroffener, aber 

auch gegen ökologische Belange einer tat-
sächlich nachhaltigen, d.h. zukunftsfähigen 
und dauerhaft tragfähigen Gestaltung der 
Stadt, gerichtet sind: man denke z. B. an miet-
preisliche Aufwertung von Quartieren, das kli-
maschädliche Moorburger Kraftwerk und mehr.  

Es wurde bekannt, dass der neue Senat über 
ein neues Leitbild für seine Politik nachdenkt, 
das wohl unter dem Begriff vorgeblicher 
"Nachhaltigkeit" stehen soll. Zu erwarten ist 
jedoch, dass damit eine tatsächlich antisoziale, 
aber auch ökologisch keinesfalls nachhaltige 
Politik in neuer Verpackung der Öffentlichkeit 
verkauft werden soll.  

Politische Konzepte tatsächlicher Nachhaltig-
keit, d.h. zukunftsfähige, dauerhaft tragfähige 
Gesellschaftsentwürfe verbinden gleichrangig 
ökologische, soziale, ökonomische, politisch-
institutionelle und kulturelle Zielvorstellungen. 
Soziale Gerechtigkeit gehört ebenso dazu wie 
auf ökologische Verträglichkeit ausgerichtetes 
Handeln. 

Tatsächlich nachhaltige Ziele sind linke Ziele! 

Wir möchten Euch einladen, Euch über Vor-
stellungen und Ziele ökosozialer Nachhaltigkeit 
der LINKEN zu informieren und diese mit uns, 
in unserem Fraktionsbüro Georg Wilhelmstr. 
7a, 21107 Hamburg, am 17. September um 
19.00 Uhr, zu diskutieren. 

Rudolf Sergel  

Gesundheitsgefährliche Stoffe im Hafen: 
Aushöhlung des Gesundheitsschutzes durch Leiharbeit  
Im Zuge der in den letzten Jahren um sich 
greifenden betriebswirtschaftlichen Auslage-
rungen von Tätigkeiten und Arbeitsplätzen auf 
externe Leiharbeitskräfte sind neben damit 
verbundenen Arbeitsplatzverlusten, Lohnsen-
kungen usw. Mitarbeiter von noch anderen 
Nachteilen betroffen. Hier soll kurz auf einige 
Vorgänge in Zusammenhängen des Gesund-
heitsschutzes hingewiesen werden. 

Bei Wartungs- und Bauarbeiten an Schiffen 
verschiedener Eigner und Heimathäfen auf 
Hamburger Werften greifen Betriebe inzwi-
schen häufig auch auf gewerbliche Leihar-
beitskräfte zurück. So schicken Zeitarbeitsfir-
men Handwerker verschiedener Berufe, aber 
auch Unternehmen der Wachbranche Wach-
leute, Brandaufseher usw. auf dort liegende 
Schiffe. 

Wie auch betriebsinterne Mitarbeiter sind diese 
Leiharbeitskräfte dort häufig dem Umgang mit 

giftigen und gesundheitsgefährdenden Stoffen 
ausgesetzt. Gesundheitliche Schutzbestim-
mungen sind in Deutschland im Arbeitsschutz-, 
Immissionsschutz-, Abfall-, Bauaufsichts-, Ge-
fahrstoffrecht geregelt. 

Leiharbeitskräfte werden jedoch häufiger von 
ihren verleihenden Unternehmen (Zeitarbeits-, 
Wachunternehmen) weder auf entsprechende 
Zusammenhänge hingewiesen noch wird bei 
ihnen immer auf Einhaltung arbeitsschutz-
rechtlicher und gefahrstoffrechtlicher Bestim-
mungen geachtet bzw. die Einhaltung sicher-
gestellt. 

Dem Verfasser sind Fälle aus den letzten Jah-
ren bekannt, in denen z. B. externe Brand-
schutzmitarbeiter zu Abrissarbeiten von Auf-
bauten auf Schiffe geschickt wurden, die zur 
Bearbeitung im Hafen lagen (Blohm und Voss) 
und von Sachverständigen mit Asbestsiegeln 
versehen worden waren. Externe Mitarbeiter 
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wurden dennoch ohne jede Information und 
Aufklärung über Gesundheitsgefahren und 
ohne Atemschutz usw. in diese Schiffsteile 
geschickt. 
Ähnlich indiskutabel wie auch unzulässig war, 
dass externe Mitarbeiter ohne Aufklärung und 
Schutzmassnahmen z. B. in kleine, geschlos-
sene Kabinen- oder Maschinenräume usw. 
geschickt wurden, in denen Farb-, Lack- oder 
Lösemittelbrände auftraten und ähnliches. 
Diese Vorgänge wurden dem Amt für Arbeits-
schutz angezeigt und auch mit Strafanzeigen 
verfolgt - Erfolge erscheinen jedoch eher zwei-
felhaft, da ähnliches offenbar immer noch nicht 
sicher auszuschließen ist. 

Asbest hat ein sehr hohes krebserregendes 
Potenzial, Fasern von unter bis 1 Mikrometer 
Durchmesser und 5 oder mehr Mikrometer 
Länge "erzeugen mit Sicherheit Krebs" (1). 
Asbeststaub enthält meistens Fasern, die dün-
ner als 1 Mikrometer und 5 - 100 Mikrometer 
lang sind und die insbesondere Krebserkran-
kungen von Atmungsorganen, des Brust- und 
Bauchraumes und Rippenfells verursachen 
(2). 

Heute sind verschiedene andere Mineralfaser-
stoffe als Dämmstoffe und Asbestersatz im 
Gebrauch. Bei bestimmten Eigenschaften 
(Durchmesser unter 1 Mikrometer oder ent-
sprechende Spaltbarkeit, Länge - Durchmes-
ser - Verhältnis > 5:1 u.a.) sind auch derartige 
Mineralfeinfaserstoffe, die u.a. im Flugzeug-, 
Fahrzeug- und Ofenbau verwendet werden, 
"nicht weniger gefährlich als Dämmstoffe aus 
Asbest" (1). 

Farb-, Lack- und Lösemittel und deren Abfälle 
können ein ganzes Reservoir gesundheits-
schädlicher Stoffe enthalten (u.a. Alkane, ver-
schiedene Alkohole, Benzol, Toluol, Xylole, 
Styrole, CKWs, Cycloalkane, Ether und Ester, 
Ketone und mehr). Bei Bränden von Kunst-
stoff- und Lackabfällen können weitere Ge-
sundheitsrisiken auftreten. "Ein sehr großes 
Gefahrenpotenzial bilden die Sammellager für 
Kunststoffabfälle, wenn sich unter den Abfällen 
halogenhaltige Materialien befinden, z.B. mit 
Bromverbindungen flammgeschützte Kunst-
stoffe, PVC-Materialien... Im Brandfall ergibt 
das immer Dioxine" (1). Mitarbeiter ohne Auf-
klärung und Schutz in asbesthaltige Aufbauten 
und geschlossene Räume zu schicken, in de-
nen Kunststoffmaterialien brennen, zeugt von 
völliger Ignoranz, Asozialität und Verantwor-
tungslosigkeit und ist schlicht kriminell. 

Dioxine sind mit vielen spezifischen Gesund-
heitsrisiken behaftet. So ergaben "Nachunter-
suchungen von Prof. Afred Manz im Auftrag 
der Bürgerschaft und des Gesundheitssena-
tors von Hamburg an 1586 ehemaligen Boeh-
ringer-Mitarbeitern bis 1989 eine um ca. 10% 
erhöhte Sterblichkeit bei Männern gegenüber 
dem männlichen Bevölkerungsdurchschnitt, 
eine um 30% und bei Gruppen mit besonders 
hoher Dioxinbelastung sogar um 100% erhöh-
te Krebssterblichkeit bei Männern verglichen 
mit dem Bevölkerungsdurchschnitt und eine 
erhöhte Selbstmordrate, die ebenfalls 100% 
über dem Bevölkerungsdurchschnitt lag. 

Eine Studie von Corinna Dorrhauer (veröffent-
licht 1993 in den „Europäischen Hochschul-
schriften“) stellte weiter erhebliche verschiede-
ne Langzeitschäden fest (1). "Langzeitfolgen 
sind Krebserkrankungen der Weichteile, 
Lymphome, Sarkome und Arteriosklerose" (1). 
Deutliche Dioxinbelastungen liegen in Ham-
burg u.a. in regelmäßig ausgebaggerten Elb-
sedimenten vor (3). 

Verschiedene wichtige Berufskrankheiten ste-
hen in ursächlichen Zusammenhängen mit 
industriellen Schadstoffen. Während jedoch 
etwa bei chemisch-pharmazeutischen Medi-
kamenten zu über einem Drittel zumindest in 
Teilen Einschätzungen von gesundheitlichen 
Risiken möglich sind, ebenfalls in einem ähnli-
chen Verhältnis für Pestizide, liegen für die 
überwiegende Mehrheit von Industriechemika-
lien entsprechende Daten nicht vor (4). 

Gesundheitliche Gefahren im Umgang mit 
Schadstoffen werden durch Auslagerung von 
Tätigkeiten an Leiharbeitskräfte ersichtlich 
verschärft.  

Anmerkungen: 
 (1) Vgl. DAUNDERER, M.: Gifte im Alltag.- Mün-
chen, 1999. // Ausführliche Daten: DAUNDERER, 
M.: Handbuch der Umweltgifte. Loseblattwerk in 7 
Ordnern incl. 83. NL., ISBN 3-609-71120-5. 
(2) SERGEL, R.: Pneumologie/Asbest: Erhöhtes 
Risiko des Mesothelioms durch Amphibole. - Ärzte-
Zeitung, 6. 7. 1989/Nr. 123, S. 7. 
(3) Dioxin-Bilanz für Hamburg: Zusammenfassung. 
- Erstellt von der UNIVERSITÄT BAYREUTH und 
TISCHLER & PARTNER GMBH im Auftrag der 
Umweltbehörde Hamburg, September, 1995. 
http://www.hamburg.de/servlet/contentblob/112352/
dioxinbilanz-zusammenfassung-pdf/data.pdf  
(4) BAKER, D. B. & P. J. LANDRIGAN: Schadstoffe 
am Arbeitsplatz und Gesundheit.- In: CHIVIAN, E. 
et al. (eds.), Critical Condition. Human Health and 
the Environment. Cambridge, 1993. 

Rudolf Sergell 
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Termine in (und für) Mitte 
Sonntag, 07.09.2008, 12 Uhr 
ROTE MÖWE-Matinee 

Der große Ausverkauf  
Die Privatisierung der Welt und der Kampf um  
Wiederaneignung 
Film und Diskussion  
mit Norbert Hackbusch, MdBü DIE LINKE 
und Sönke Wandschneider, Theologe 
Lichtmess-Kino, Gaußstr. 25, Ottensen 

Mittwoch, 17.09,, 19:00 Uhr 

Treffen der BO Wilhelmsburg  
Büro, Georg-Wilhelm-Str. 7 a 

Mittwoch, 17.9., 19:30 Uhr: 

Treffen der Stadtteilgruppe St. Georg , 
Stadtteilbüro, Hansaplatz 9 
(jeweils dritter Mittwoch im Monat) 

Mittwoch, 17.9.., 19:30 Uhr: 

Treffen der BO St. Pauli  
Geschäftsstelle Kreuzweg 7 
(jeweils 1. und 3. Mittwoch im Monat) 

Donnerstag, 18.09., 19:00 Uhr 

Auftaktfest zum Volksbegehren „Eine 
Schule für alle“ (siehe Anlage) 
Ida-Ehre-Gesamtschule, Bogenstraße 36 

Freitag, 19.09. – Donnerstag, 09.10.:  

Unterschriftensammlung für das Volksbe-
gehren in der Nachbarschaft, im Betrieb, auf 
Veranstaltungen, in der Bahn, am Infostand … 

JedeR hat die Möglichkeit sich einzuklinken, fragt 
nach beim Bezirksvorstand (Babette) oder im Lan-
desbüro – es wird jede Menge Infostände und Ver-
anstaltungen geben. 

Samstag, 20.09., 13 Uhr 

Truppen raus aus Afghanistan 
Demonstration  der Friedensbewegung,  
unterstützt von der Linken 
Wegen Organisation der Fahrt bitte ans Büro 
im Kreuzweg wenden.  
Berlin ; Brandenburger Tor 

Mittwoch, 24.9., 19 Uhr 

Bezirksmitgliedertreffen  
Fraktionsbüro, Borgfelder Straße 83 
(siehe S. 2) 

Freitag, 26.09., 18:00 Uhr 

Treffen der Stadtteilgruppe Hamburgs Osten  
genauen Ort bitte erfragen  

Dienstag, 30. September, 19.30 Uhr 

Sicherheitsgewinn durch Videoüberwa-
chung? 
Podiumsdiskussion mit Ulla Jelpke , innen-
politische Sprecherin der BT-Fraktion und 
Christiane Schneider , innenpolitische Spre-
cherin der Bürgerschaftsfraktion 
im Indra, Große Freiheit 64 

Mittwoch, 1.10., 19:30 Uhr: 

Treffen der BO St. Pauli  
Geschäftsstelle Kreuzweg 7 
(jeweils 1. und 3. Mittwoch im Monat)  

Weitere Termine findet Ihr auf der Webseite 
der Partei:www.die-linke-hh.de  

 

Kontakt: 

Ansprechpartner/innen Bezirksverband Hamburg-Mitte:   
 
Bezirksvorstand:     Festnetz Handy  Mail 
Verena Brachvogel 040 4397701  Verena.Brachvogel@gmx.de 
Uwe (Carlo) Carstens 040 28542045  carlo@hamburglive.com 
Babette Haß 040 500 900 67  babette.h@gmx.net 
Tilman Rosenau (Mittenmang) 040 7134921  Tilman.Rosenau@tele2.de 
Renate Twardzik 040 24 38 08  R.Twardzik@web.de 
Christine Wolfram (Schatzmeisterin) 040 7545585  christinewolfram@alice-dsl.de 
nachrichtlich:    
Bernhard Stietz-Leipnitz (nur Mittenmang) 040 24 57 40  stietz-leipnitz@t-online.de 
Landesgeschäftsstelle Martin Wittmaack 040 3 89 21 64   geschaeftsstelle@die-linke-hh.de 

Fraktionsgeschäftsstelle Tilman Rosenau 040 28 57 69 08  
geschaeftsstelle@linksfraktion-
hamburg-mitte.de  

 

Übrigens: Christine nimmt immer noch gerne Spenden entgegen! Unser Konto: 
 

DIE LINKE. BV Hamburg-Mitte, Konto 852 539 206, Pos tbank Hamburg BLZ 200 100 20  


